
Die arabischen Flüchtlinge
Dem Mitteilungsblatt der Presse-Abteilung Nr der Portschaft des
Staates Israel VO'! 27 Oktober 1969 entnehmen WITr, leicht gekürzt,

worden. ama Husseıni, der Beauftragte des Arabischen
den folgenden Beitrag. Palästina-Ausschusses (Palestine rab Hiıgher Commıt-

tee), erklärte dem Sicherheitsrat Aprıl 1948 „ Wır
haben nıemals die Tatsache verheimlicht, daß WIr denWenige Probieme auf der internationalen polıtischen

Bühne sind oft und ergebnislos diskutiert worden Kampf begannen.“
W1€ das der arabiıschen Flüchtlinge. Ortlichen Scharmützeln folgte Maı 1948 die

tassende Invasıon Israels durch dıe regulären StreitkräfteDer Flüchtling 1St eın Phänomen ın der mensch-
liıchen Geschichte. In den etizten Jahren sind 150 Miıl- Ägyptens, Jordanıens, Syrıens, des Libanon un des Irak
lıonen Menschen iıhren Wiıllen AausSs ihrer Heımat IMITt Unterstützung VO Kontingenten AuS Saudı:-Arabien

un dem Jemen. Am selben Tage depeschierte der Ag yp-gerissen un In dıe Von Flüchtlingen gestoßen WOT-

den Allein In der eıt nach dem Z weiten Weltkrieg sind tische Aufenminister den Sicherheitsrat: „Die könig-
durch territorlale Aufteilungen un Verschiebungen viele ıche agyptische Regierung erklärt, daß aägyptische

Streitkräfte damıt begonnen haben, iın Palästıina eINZU-Millionen Flüchtlingen geworden. Die Schaffung der
rücken.“Staaten Indıen un Pakıstan hat 15 Millionen Flücht-

lıngen gemacht; 400 000 Karelier sind VO  $ Fınnland auf- So wurden die Begebenheıiten ausgelöst, die in der Folge
IM worden. ehr als drei Miılhonen Sudeten- zU arabıischen Flüchtlingsproblem ührten.
deutsche, dıe aus der Tschechoslowake; geflüchtet N,
wurden absorbiert: die Bundesrepublik hat Miıllionen Warum SE flohben
Flüchtlinge Vo Jenselts der Mauer un des Eısernen Vor- Der Auszug Vo Hunderttausenden VO  —3 Arabern, der
hanges aufgenommen; auch Cdie Türkei, Griechenland, nach der Entschließung der Vereinten Natıonen ım No-
Korea und ÖOsterreich haben starke Zuflüsse VO Menschen vember 1947 begonnen hatte, nahm INIt dem Begınn der
aufgenommen. In vielen dieser Länder wenıge davon Invasıon im Maı 197948 größere Ausma{ß e

wohlhabend sind die Flüchtlinge ohne äußere Die PUurc AÄngst, 1n die Geftechtsfronten hineinzugeraten,Hıiılfe angesiedelt un eingegliedert worden. WAar wahrscheinlich eın Hauptbeweggrund besonders, da
icht alle dabe: gefundenen Lösungen völlıg —. die Flüchtlinge annahmen, daß der Auszug LUr VO  « kur-
friedenstellend, un das Ma{ menschlichen Leides, VOl1 Zzer Dauer seın un dafß iıhm dıe Rückkehr auf den Fahr-
dem S1E begleitetN, darf nıcht verkleinert werden: aber ZCUSCH der siegreichen arabischen Armeen tolgen werde.
den Betroffenen ISt zumindest die Möglıchkeıt eınes uen Sie ohne Zweiıtel auch emptfänglich für die Er-
Starts ins Leben gegeben worden, w1e schwier1g die Um:- klärungen WwW1€e die Vo  —$ Assam Pascha, dem Generalsekre-
stände auch BCeWESCH seın mögen. tar der Arabischen Lıga, der Maı die arabische
Nur ım Fall der arabıischen Palästina-Flüchtlinge 1st keıin Absicht ankündiıgte, „einen Krieg der Vernichtung und
Fortschrıitt erreicht worden der relatıv geringen gewaltiger Massaker führen, Von dem Inan spaterZahl der Betroftenen Um dıe gegenwärtıge Situation sprechen wiırd W IEe VOoO  «) den Massakern der Mongolen un
un ıhre mögliche Lösung verstehen, 1St zweckmäßig, der Kreuzzuge”, Im Hınblick auf ıhre eigenen Moral-
einıges V O!  — den Hintergründen darzulegen un: einıges vorstellungen Ist kaum überraschend, daß die Araber in
VO  —$ der verschlungenen Geschichte der etzten ZWAanNZzıg Israel 1ne ÜAhnlıche Behandlung auch VO  — cseıten der Is-
Jahre entwiıirren. raelıs befürchteten.

Die Dokumente lassen auch keinen Zweıfel, dafß derDer Hintergrund Auszug VO:  $ den Führern der Araber ermutigt W OI -
Am November 1947 nahm die Vollversammlung der den St.
Vereinten Natıonen ine Entschließung A} die dıie Tei- Am September 1948 veröftentlichte der Beiruter „ Tele-
lung des britischen Mandatsgebietes iın Palästina 1in einen graph“ eın Interv:iew Mi1t Emile Ghoury, dem Sekretär
arabıschen un einen jüdıschen Staat deklarierte®?. Am des Arabischen Palästina-Ausschusses, 1n dem erklärte:
folgenden Morgen kündigte die Arabische Liga ıhren Plan „Die Tatsache, daß es diese Flüchtlinge ZiDt, 1st die ırekte
für „dıe Besetzung Palästinas du die Armeen der Mıt- Folge der Opposıtion der arabischen Staaten die
gliederstaaten der rabischen Liga un die gewaltsame Teilung un den Jüdischen Staat.“
Verhinderung der Errichtung eines Jüdıschen Staates“ Noch deutlicher schrieh die jordanische TageszeıtungAm April 948 berichtete die Palästina-Kommuission „Falastın“ Februar 1949 1€ arabischen Staaten,
der UNOÖO den Sıcherheitsrat, da ß „bewaffnete arabiı- die dıe Paliästina-Araber ermutigten, vorübergehend ıhre  b
sche Banden 2u5 den benachbarten Araberstaaten ın das Heılmstätten verlassen, den arabıschen Invasıons-
Territorium VOonNn Palästina eingedrungen sınd un Aarmmecen nıcht 1m Wege stehen, haben verabsäumt,
Sammmen mMiI1t okalen arabıschen Kräften die Durchführung hre Versprechungen autf Hilte für diese Flüchtliınge e1n-
des Teilungsplanes durch Gewaltakte vereıteln — zuhalten.“
chen“ Noch Oktober 1963 tellte die aıroer Tages-Die Verantwortung tür die Eröffnung der Feindselig- zeiıtung „Akhbar e} Yom  “ ftest: „Der Maı 1948 brach
keiten 1St VO  $ den arabischen Staaten nıemals bestritten An 348  u diesem Tage rief der Mulftti:ı VO  $ Jerusa-

lem die Araber 1n Palästina auf, das Land verlassen,
ees Die arabıschen Flüchtlinge mussen iIm Nahen (Osten da die arabischen AÄArmeen 1m Begriffe seıen, einzurücken

gesiedelt werden. In X /37740, 195/, 39 (Sämtliche AÄAnmer- un! ihrer Stelle den Kampf aufzunehmen
eungen Adıeses Beitrags 1919}  + der Red FR.)

Goldberg: Chronıik der Ereignisse 1mM Nahen Osten, Die Bemühungen der jüdischen Behörden un Institutio-
40 (mit Karte 52) nCnN, cCie Flucht der Araber verhindern, sind belegt
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V Die arabischen Flüchtlinge 

Dem Mitteilungsblatt der Presse-Abteilung Nr. 36 der Botschaft des 
Staates Israel vom 27. Oktober 1969 entnehmen wir, leicht gekürzt, 
den folgenden Beitrag. 

Wenige Probleme auf der internationalen politischen 
Bühne sind so oft und so ergebnislos diskutiert worden 
wie das der arabischen Flüchtlinge. 
Der Flüchtling ist kein neues Phänomen in der mensch-
lichen Geschichte. In den letzten 50 Jahren sind 150 Mil-
lionen Menschen gegen ihren Willen aus ihrer Heimat 
gerissen und in die Rolle von Flüchtlingen gestoßen wor-
den. Allein in der Zeit nach dem Zweiten Weltkrieg sind 
durch territoriale Aufteilungen und Verschiebungen viele 
Millionen zu Flüchtlingen geworden. Die Schaffung der 
Staaten Indien und Pakistan hat 15 Millionen zu Flücht-
lingen gemacht; 400 000 Karelier sind von Finnland auf-
genommen worden. Mehr als drei Millionen Sudeten-
deutsche, die aus der Tschechoslowakei geflüchtet waren, 
wurden absorbiert; die Bundesrepublik hat 9 Millionen 
Flüchtlinge von jenseits der Mauer und des Eisernen Vor-
hanges aufgenommen; auch die Türkei, Griechenland, 
Korea und Österreich haben starke Zuflüsse von Menschen 
aufgenommen. In vielen dieser Länder — wenige davon 
waren wohlhabend — sind die Flüchtlinge ohne äußere 
Hilfe angesiedelt und eingegliedert worden. 
Nicht alle dabei gefundenen Lösungen waren völlig zu-
friedenstellend, und das Maß menschlichen Leides, von 
dem sie begleitet waren, darf nicht verkleinert werden; aber 
den Betroffenen ist zumindest die Möglichkeit eines neuen 
Starts ins Leben gegeben worden, wie schwierig die Um-
stände auch gewesen sein mögen. 
Nur im Fall der arabischen Palästina-Flüchtlinge ist kein 
Fortschritt erreicht worden — trotz der relativ geringen 
Zahl der Betroffenenl. Um die gegenwärtige Situation 
und ihre mögliche Lösung zu verstehen, ist es zweckmäßig, 
einiges von den Hintergründen darzulegen und einiges 
von der verschlungenen Geschichte der letzten zwanzig 
Jahre zu entwirren. 

Der Hintergrund 

Am 29. November 1947 nahm die Vollversammlung der 
Vereinten Nationen eine Entschließung an, die die Tei-
lung des britischen Mandatsgebietes in Palästina in einen 
arabischen und einen jüdischen Staat deklarierte 2. Am 
folgenden Morgen kündigte die Arabische Liga ihren Plan 
für „die Besetzung Palästinas durch die Armeen der Mit-
gliederstaaten der Arabischen Liga und die gewaltsame 
Verhinderung der Errichtung eines jüdischen Staates" an. 
Am 10. April 1948 berichtete die Palästina-Kommission 
der UNO an den Sicherheitsrat, daß „bewaffnete arabi-
sche Banden aus den benachbarten Araberstaaten in das 
Territorium von Palästina eingedrungen sind und zu-
sammen mit lokalen arabischen Kräften die Durchführung 
des Teilungsplanes durch Gewaltakte zu vereiteln su-
chen". 
Die Verantwortung für die Eröffnung der Feindselig- 
keiten ist von den arabischen Staaten niemals bestritten 

1  E. Rees: Die arabischen Flüchtlinge müssen im Nahen Osten an-
gesiedelt werden. In: FR X/37/40, 1957, S. 39. — (Sämtliche Anmer-
kungen dieses Beitrags von der Red. d. FR.) 
2  A. M. Goldberg: Chronik der Ereignisse im Nahen Osten, a. a. 0. 
S. 40 ff. (mit Karte S. 52). 

worden. Jamal Husseini, der Beauftragte des Arabischen 
Palästina-Ausschusses (Palestine Arab Higher Commit-
tee), erklärte dem Sicherheitsrat am 23. April 1948: „Wir 
haben niemals die Tatsache verheimlicht, daß wir den 
Kampf begannen." 
örtlichen Scharmützeln folgte am 15. Mai 1948 die um-
fassende Invasion Israels durch die regulären Streitkräfte 
Ägyptens, Jordaniens, Syriens, des Libanon und des Irak 
mit Unterstützung von Kontingenten aus Saudi-Arabien 
und dem Jemen. Am selben Tage depeschierte der ägyp-
tische Außenminister an den Sicherheitsrat: „Die könig-
liche ägyptische Regierung erklärt, daß . . . ägyptische 
Streitkräfte damit begonnen haben, in Palästina einzu-
rücken." 
So wurden die Begebenheiten ausgelöst, die in der Folge 
zum arabischen Flüchtlingsproblem führten. 

Warum sie flohen 

Der Auszug von Hunderttausenden von Arabern, der 
nach der Entschließung der Vereinten Nationen im No-
vember 1947 begonnen hatte, nahm mit dem Beginn der 
Invasion im Mai 1948 größere Ausmaße an. 
Die pure Angst, in die Gefechtsfronten hineinzugeraten, 
war wahrscheinlich ein Hauptbeweggrund — besonders, da 
die Flüchtlinge annahmen, daß der Auszug nur von kur-
zer Dauer sein und daß ihm die Rückkehr auf den Fahr-
zeugen der siegreichen arabischen Armeen folgen werde. 
Sie waren ohne Zweifel auch empfänglich für die Er-
klärungen wie die von Assam Pascha, dem Generalsekre-
tär der Arabischen Liga, der am 14. Mai die arabische 
Absicht ankündigte, „einen Krieg der Vernichtung und 
gewaltiger Massaker zu führen, von dem man später 
sprechen wird wie von den Massakern der Mongolen und 
der Kreuzzüge". Im Hinblick auf ihre eigenen Moral-
vorstellungen ist es kaum überraschend, daß die Araber in 
Israel eine ähnliche Behandlung auch von seiten der Is-
raelis befürchteten. 
Die Dokumente lassen auch keinen Zweifel, daß der 
Auszug von den Führern der Araber ermutigt wor-
den ist. 
Am 6. September 1948 veröffentlichte der Beiruter „Tele-
graph" ein Interview mit Emile Ghoury, dem Sekretär 
des Arabischen Palästina-Ausschusses, in dem er erklärte: 
„Die Tatsache, daß es diese Flüchtlinge gibt, ist die direkte 
Folge der Opposition der arabischen Staaten gegen die 
Teilung und den jüdischen Staat." 
Noch deutlicher schrieb die jordanische Tageszeitung 
„Falastin" am 19. Februar 1949: „Die arabischen Staaten, 
die die Palästina-Araber ermutigten, vorübergehend ihre 
Heimstätten zu verlassen, um den arabischen Invasions-
armeen nicht im Wege zu stehen, haben es verabsäumt, 
ihre Versprechungen auf Hilfe für diese Flüchtlinge ein-
zuhalten." 
Noch am 12. Oktober 1963 stellte die Kairoer Tages-
zeitung „Akhbar el Yom" fest: „Der 15. Mai 1948 brach 
an . . . An genau diesem Tage rief der Mufti von Jerusa-
lem die Araber in Palästina auf, das Land zu verlassen, 
da die arabischen Armeen im Begriffe seien, einzurücken 
und an ihrer Stelle den Kampf aufzunehmen . . ." 
Die Bemühungen der jüdischen Behörden und Institutio-
nen, die Flucht der Araber zu verhindern, sind belegt 
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durch eınen britischen Pol:ızeibericht AUS Haıta das 125 0{010 1m Gaza-Streiten un 7000 in Syrien. Die ıfe-
Hauptkommando der Polizei in Jerusailem VO Aprıl L17 zwıschen diesen Zahlen un cden UNRWA-Statistı-
1945 „Von den Juden sınd alle Änstrengungen gemacht ken erklärt sıch AdUS den 454 010180 seibsternannten Flücht-
worden, die arabıische Bevölkerung Zu Bleiben Iıngen, 15 000 Dorfbewohnern AUS der Nachbarschaft der
überreden, hre Läden und Handwerksbetriebe Often- nunmehr nıcht mehr bestehenden israelisch-jordanıschen
zuhalten un sie überzeugen, dafß ıhr Leben un W aftenstilistandslinien 117 01010 nıcht regıstrıerten Todes-
hre Interessen sichergestellt werden!“ tällen, 109 01010 ehemalıgen Flüchtlingen, dıe 948 wieder
Am Aprıl weıgerte sıch das Arabische National- angesiedelt wurden, SOWIEe 275 01010 ehemaligen Flücht-
Komiuitee ın Haifta, eın Waftenruheabkommen unfier- Iıngen, die se1ıt 1948 für ıhren Unterhalt selbst autkom-
zeichnen, wobel in eınem Memorandum cie Regıe- INCN können).
LUNSCH der Arabischen Liga berichtete: „  Is die Delega- Die Rolle dert10n den Konfterenzraum betrat, weıgerte S$1E siıch stolz,
die Wafßenruhe unterzeichnen, un forderte, da dıe Die Autblähung der Flüchtlingszahlen wWar oftensichtlich
arabische Bevölkerung evakuijert un: da{fß hre Überfüh- tür die arabischen Regierungen VO  — Nutzen. Neben deren
LUNg 1n die arabischen Nachbarländer erleichtert werde Ausbeutungs tür polıtische un Propagandazwecke haben
Die miılıtärıischen un zıyılen Behörden SOW1@ die Judı- die Flüchtlinge nuch eine eachtliche Eiınkommensquelle
schen Vertreter rückten ıhr tiefes Bedauern AUS Der dargestellt: Der Jahresetat der übersteigt 140
Bürgermeıster VON Haıifa, Shabta; Levı, das Mıilhlıonen Mark,;, un: bis zZuU heutigen Tag siınd über WEl
Treften mit einem e1denschaftlichen Appeil Al dıe arabiı- Miıll;arden ark VOo  — der UN:!  C für diese Hiıltsaktion
sche Bevölkerung, diesen Beschlufß noch eiınma| über- ausgegeben worden. In den Antangszeiten wurden VON

denken C< der NRW Versuche NIie  OmMmmen, permanente Fiücht-
lingssiedlungen anzulegen. 1950 begann S1€, FlüchtlingeW ıe m iele Flüchtlinge? ZUS dem Gaza-Streiten nach Libyen überführen,

Die Schätzungen über die Anzahl der betroftenen Flücht- 150 01010 VO  — ihnen hätten eingeglıedert werden können:
linge schwanken zwıschen einer halben Million und 1  , dies wurde jedoch VO  — der ägyptischen Regierung biok-
Milliıonen:; ie T ahlen hängen davon ab, WeI dıe Statistik kiert. 1951 kamen dje Ägypter Inıt der NRWA u  e  ber-
zusammengestellt hat (senaue Zahlen sind nıemals Veli- ein, 01010 Flüchtlinge ZU Zwecke der Wiıederansıiedlung
tügbar SCWESECH, da die Bemühungen eınen Zensus AuUS dem Gaza-Streifen in das Sinal-Gebiet überführen,
oder ıne Übersicht VOoml den arabischen Regierungen Ogen jedoch später hre Zustimmung ZUFfu  L  ck. 1957 bıs
verhindert worden sind. 1954 verhandelte die miıt der syrischen Regie-
Von Anfang 1St die (Organisatiıon der UN'!  ® rung über die Ansıedlungsmöglichkeiten VO 85 01010
ZUr: Betreuung der Palästinaflüchtlinge) außerstande g.. Flüchtlingen, wotür internationale Geldmiuittel aufgebracht
11, 7W1S  en echten Flüchtlingen und solchen nNnier- werden sollten, 1aber in der Schiufßsphase der Verhandlung
scheiden, die DUr 1n den Genuß der Hılfsmafßnahmen verweıgerten die S5Syrer hre Mitarbeit.
kommen wollten. ur  .. diese letztere Gruppe gab ımmer 955 meldete dıe W. da{fß CIl der Obstruktion
genügend Kandidaten: einheimische Arbeıitslose, und dem Mangel Zusammenarbeit VOoO  an seı:ten der arabı-
eingeborene Bevölkerung un nomadısierende Beduinen. schen Regierungen der VWıederansiedlungsfonds VO  3 200
Nach den UNRWA-Berichten (September Mıllionen Doilar, der seit 957 geschaffen worden Wal,
die „Hilfsstellen mi1ıt dem Problem Ffalscher un doppelter Unterkünfte un Arbeıitsplätze schaften, noch -
FEıntragungen seit dem Begıinn \hrer Tätigkei? konfron- angetastet sSe1. Eın Plan des Generalsekretärs der UNÖG,
tert“. Dag Hammarskjöld, A US dem Jahre 1959 (und derjenıge
Im Juni 1966 gab die die Zahlen IMNıt 317 749 VOI1 Präsident Eisenhower, der auf ıhm fußte) wurde

un betonte, dafß „dıese Statistiken auft den Erfassungs- ebenfalls VONN den Arabern zurückgewıesen, obwohl diese
unterlagen der NRW. beruhen un nıcht notwendıger- Pläne die Flüchtlinge als einen wichtigen menschlichen
WwEeIse dıe tatsächliche Zahl der Flüchtlingsbevölkerung Faktor für dıe Entwicklung der Regıion e1in-

setizen wolltenangeben, da Faktoren w ıe die hohe Zahl der nıcht gemel-
deten Todeställe und unerkannte falsche Eiıntragungen
ıne Rolle spielen“.3 Die Flüchtlinge [910) 4° 196/

Der Krıeg VO Junı 1967 löste einen weıteren AuszugDie statıistıschen Widersprüche ührten nach einem Bericht
der UNRWA dazu, da der Anteıl derjeniıgen, Cie nıcht AUS, darunter wıederum Flüchtlinge. Ägypten evakulerte
berechtigt sınd, Flüchtlingsrationen empfangen, in 1N1- VO Westuter des Suezkanals 350 0{010 Zıvilısten. Die

Syrer Ogen hre Armee VO  — den Golan-Höhen zurück,SC der Staaten bıs einem Drittel oder Bar der Hälfte
gehen kann t. Hearıng, Foreign Assıstance Act VOoO hauptsächlich Soldaten un ıhre Famıilien gelebt
1965, Seite 192) hatten
1949 gab die wirtschaftliche Prüfungsgruppe (Economic Diejenigen, die tatsächlich Flüchtlinge gENAaNNT werden
Survey Mission), dıe VO Versöhnungsausschuß (Con- können, flohen AUS den ehemaligen transjordanischen ( e-
ciliation Commiss10n) der UNO gebildet worden WAar, bieten westlich des Jordans, wenn auch der hauptsächliche
die Zahl der arabischen Flüchtlinge miıt 726 01018 A, —- Auszug nıcht in den dreı Tagen des dort stattgefundenen
dere Schätzungen lagen zwischen 500 0[08 und 600 010[0] Kamptes erfolgte, sondern erst in den tolgenden Mo-
Dr Walter Pınner zeıgt in seinem ueln Buch q  1je Le- n.

gende der aArabischen Flüchtlinge“, dafß die Zahl der Die Gründe für die Flucht zahlreich und VeOL-

schiedenartıg. Iie Mehrheit derjenigen, dıe den JordanFlüchtlinge nach der offiziellen Definition der UN!  ®
vyegenwärtig nıcht mehr beträgt als Di0l8 im Libanon, überschrıtten, kamen 2US den Flüchtlingslagern un: glaub-

01018 ın den besetzten Gebieten un in Transjordanıen, fen ohne Zweifel, dafß S1e weiıterhin den Hilfsaktionen

Vgl e  e Vgl s 58

durch einen britischen Polizeibericht aus Haifa an das 
Hauptkommando der Polizei in Jerusalem vom 26. April 
1948: „Von den Juden sind alle Anstrengungen gemacht 
worden, um die arabische Bevölkerung zum Bleiben zu 
überreden, ihre Läden und Handwerksbetriebe offen-
zuhalten und um sie zu überzeugen, daß ihr Leben und 
ihre Interessen sichergestellt werden!" 
Am 17. April weigerte sich das Arabische National-
Komitee in Haifa, ein Waffenruheabkommen zu unter-
zeichnen, wobei es in einem Memorandum an die Regie-
rungen der Arabischen Liga berichtete: „Als die Delega-
tion den Konferenzraum betrat, weigerte sie sich stolz, 
die Waffenruhe zu unterzeichnen, und forderte, daß die 
arabische Bevölkerung evakuiert und daß ihre Überfüh-
rung in die arabischen Nachbarländer erleichtert werde ... 
Die militärischen und zivilen Behörden sowie die jüdi-
schen Vertreter drückten ihr tiefes Bedauern aus. Der 
Bürgermeister von Haifa, Shabtai Levi, vertagte das 
Treffen mit einem leidenschaftlichen Appell an die arabi-
sche Bevölkerung, diesen Beschluß noch einmal zu über-
denken." 

Wie viele Flüchtlinge? 

Die Schätzungen über die Anzahl der betroffenen Flücht-
linge schwanken zwischen einer halben Million und 1,3 
Millionen; die Zahlen hängen davon ab, wer die Statistik 
zusammengestellt hat. Genaue Zahlen sind niemals ver-
fügbar gewesen, da die Bemühungen um einen Zensus 
oder eine Übersicht von den arabischen Regierungen stets 
verhindert worden sind. 
Von Anfang an ist die UNRWA (Organisation der UNO 
zur Betreuung der Palästinaflüchtlinge) außerstande ge-
wesen, zwischen echten Flüchtlingen und solchen zu unter-
scheiden, die nur in den Genuß der Hilfsmaßnahmen 
kommen wollten. Für diese letztere Gruppe gab es immer 
genügend Kandidaten: einheimische Arbeitslose, verarmte 
eingeborene Bevölkerung und nomadisierende Beduinen. 
Nach den UNRWA-Berichten (September 1962) waren 
die „Hilfsstellen mit dem Problem falscher und doppelter 
Eintragungen seit dem Beginn ihrer Tätigkeit konfron-
tiert". 
Im Juni 1966 gab die UNRWA die Zahlen mit 1 317 749 
an und betonte, daß „diese Statistiken auf den Erfassungs-
unterlagen der UNRWA beruhen und nicht notwendiger-
weise die tatsächliche Zahl der Flüchtlingsbevölkerung 
angeben, da Faktoren wie die hohe Zahl der nicht gemel-
deten Todesfälle und unerkannte falsche Eintragungen 
eine Rolle spielen".3 
Die statistischen Widersprüche führten nach einem Bericht 
der UNRWA dazu, daß der Anteil derjenigen, die nicht 
berechtigt sind, Flüchtlingsrationen zu empfangen, in eini-
gen der Staaten bis zu einem Drittel oder gar der Hälfte 
gehen kann (89th Hearing, Foreign Assistance Act von 

, 1965, Seite 192). 
1949 gab die wirtschaftliche Prüfungsgruppe (Economic 
Survey Mission), die vom Versöhnungsausschuß (Con-
ciliation Commission) der UNO gebildet worden war, 
die Zahl der arabischen Flüchtlinge mit 726 000 an; an-
dere Schätzungen lagen zwischen 500 000 und 600 000. 
Dr. Walter Pinner zeigt in seinem neuen Buch „Die Le-
gende der arabischen Flüchtlinge", daß die Zahl der 
Flüchtlinge nach der offiziellen Definition der UNO 
gegenwärtig nicht mehr beträgt als 50 000 im Libanon, 
75 000 in den besetzten Gebieten und in Transjordanien, 

3 Vgl. FR XIX/1967, S. 59 f.  

125 000 im Gaza-Streifen und 2000 in Syrien. Die Diffe-
renz zwischen diesen Zahlen und den UNRWA-Statisti-
ken erklärt sich aus den 484 000 selbsternannten Flücht-
lingen, 15 000 Dorfbewohnern aus der Nachbarschaft der 
nunmehr nicht mehr bestehenden israelisch-jordanischen 
Waffenstillstandslinien (117 000 nicht registrierten Todes-
fällen, 109 000 ehemaligen Flüchtlingen, die 1948 wieder 
angesiedelt wurden, sowie 225 000 ehemaligen Flücht-
lingen, die seit 1948 für ihren Unterhalt selbst aufkom-
men können). 

Die Rolle der UNRW A 

Die Aufblähung der Flüchtlingszahlen war offensichtlich 
für die arabischen Regierungen von Nutzen. Neben deren 
Ausbeutung für politische und Propagandazwecke haben 
die Flüchtlinge auch eine beachtliche Einkommensquelle 
dargestellt: Der Jahresetat der UNRWA übersteigt 140 
Millionen Mark, und bis zum heutigen Tag sind über zwei 
Milliarden Mark von der UNO für diese Hilfsaktion 
ausgegeben worden. In den Anfangszeiten wurden von 
der UNRWA Versuche unternommen, permanente Flücht-
lingssiedlungen anzulegen. 1950 begann sie, Flüchtlinge 
aus dem Gaza-Streifen nach Libyen zu überführen, wo 
150 000 von ihnen hätten eingegliedert werden können; 
dies wurde jedoch von der ägyptischen Regierung blok-
kiert. 1951 kamen die Ägypter mit der UNRWA über-
ein, 70 000 Flüchtlinge zum Zwecke der Wiederansiedlung 
aus dem GaZa-Streifen in das Sinai-Gebiet zu überführen, 
zogen jedoch später ihre Zustimmung zurück. 1952 bis 
1954 verhandelte die UNRWA mit der syrischen Regie-
rung über die Ansiedlungsmöglichkeiten von 85 000 
Flüchtlingen, wofür internationale Geldmittel aufgebracht 
werden sollten, aber in der Schlußphase der Verhandlung 
verweigerten die Syrer ihre Mitarbeit. 
1955 meldete die UNRWA, daß wegen der Obstruktion 
und dem Mangel an Zusammenarbeit von seiten cler arabi-
schen Regierungen der Wiederansiedlungsfonds von 200 
Millionen Dollar, der seit 1952 geschaffen worden war, 
um Unterkünfte und Arbeitsplätze zu schaffen, noch un-
angetastet sei. Ein Plan des Generalsekretärs der UNO, 
Dag Hammarskjöld, aus dem Jahre 1959 (und derjenige 
von Präsident Eisenhower, der auf ihm fußte) wurde 
ebenfalls von den Arabern zurückgewiesen, obwohl diese 
Pläne die Flüchtlinge als einen wichtigen menschlichen 
Faktor für die Entwicklung der gesamten Region ein-
setzen wollten ... 

Die Flüchtlinge von 1967 

Der Krieg vom Juni 1967 löste einen weiteren Auszug 
aus, darunter wiederum Flüchtlinge. Agypten evakuierte 
vom Westufer des Suezkanals 350 000 Zivilisten. Die 
Syrer zogen ihre Armee von den Golan-Höhen zurück, 
wo hauptsächlich Soldaten und ihre Familien gelebt 
hatten 4. 

Diejenigen, die tatsächlich Flüchtlinge genannt werden 
können, flohen aus den ehemaligen transjordanischen Ge-
bieten westlich des Jordans, wenn auch der hauptsächliche 
Auszug nicht in den drei Tagen des dort stattgefundenen 
Kampfes erfolgte, sondern erst in den folgenden Mo-
naten. 
Die Gründe für die Flucht waren zahlreich und ver-
schiedenartig. Die Mehrheit derjenigen, die den Jordan 
überschritten, kamen aus den Flüchtlingslagern und glaub-
ten ohne Zweifel, daß sie weiterhin an den Hilfsaktionen 

4 Vgl. FR XIX/1967, S. 58 ff. 
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der teilhaben könnten, wenn s$1e sich auf der jekte Wie Straßenbau, Bodenverbesserung, Aufforstung,
anderen Seite befänden, WOSCHCNH s1e diese verlieren wUur- Schaftung V  3 Arbeitsplätzen un Ankurbelung der alf-
den, WwWenn S1e lieben iıne Befürchtung, die sich Als völ- gemeınen Wırtschaftstätigkeit, w’.15 wiederum dazu Hei-
lig unbegründet herausstellte. LIragen wird, die vollständige Eingliederung der Flücht-
Eınıge VO  a} denen, die flohen, wünschten jordanı- linge erleichtern.
scher Herrschaft verbleiben un In einem arabischen Anders und schwieriger 1ST die Lage 1im Gaza-Streiten.
Lande leben Zu ıhnen gesellten sıch ehemalige jordanı- Dieses Gebiet 1sSt nıcht imstande, 1Ne€e Bevölkerung des
sche Soldaten, Regierungspersonal, Zivilbeamte und sol- gegenwärtigen Umfanges aut der Grundlage eıner Agrar-
che, die 1ın Unternehmen tatıg E3  N, die hre Zentralen wırtschaft ernähren. Die Flüchtlinge in andere Gebiete
ın Amman haben FEın Hauptfaktor War zweiıtellos WIrt- außerhalb des israelischen Vorkriegsterr1tor1ums
schaftlicher Art Tausende der Bewohner der (Gebilete zusıedeln, würde 1Nne Menge politischer un sozjaler Pro-
westlich des Jordans, darunter viele Flüchtlinge, lebten bleme MmMit sıch bringen. Es iSt möglıch, dafß die Errichtung
VO  an den monatlichen Geldsendungen VO  e} Angehörigen, von Industrien INnNe Lösung herbeiführen könnte. Unter
die In Kuweıt un: anderen arabischen Staaten 1Arbeiten jordaniıscher Herrschaft wrar die iındustrielle Entwiclung
Beträge, Cie insgesamt 200 Millianen ark Pr Jahr über- autf dem Ostuter des Jordans konzentriert, während ur  ..
ste1gen. Wegen der arabıischen Boykottmaßnahmen konn- die westlichen Gebiete 1IUL die Landwirtschaft verblieb.
ten dıese Geldsendungen nıcht nach Israel überwıesen Bald nach dem Krıege wurde hier den Bauern erlaubt,
werden den Fluß überschreiten, hre Produkte auf ihren
In diesem Zusammenhang 1ST vielleicht möglich, VOI- tradıtionellen Märkten ın Amman und den Ostuter-
stehen, w arum NUr 0[010 Flüchtlinge ın dıe besetzten gebieten verkaufen. Allen Bewohnern Flüchtlingen
(Gebilete zurückgekehrt sind, obwohl 21 010180 Anträge un: anderen steht frei, nach Amman reisen, S£1 CS,
(70 0/9 der gestellten nträge auf Rückkehr VO der Verwandte besuchen oder Geschiäfte abzuwik-
israelischen Regjerung genehmigt worden n. egen- keln Dasselbe eilt für dıe Bewohner des Gaza-Streifens,
wärtig 1St 1ıne Ma{fßnahme in Kraft, die hre Rückkehr die nunmehr auf das jordanische Ostuter, in die Gebiete
„AUuS menschlichen CGründen oder ZU Zwecke der Fa- westlich des Jordans oder nach Israel selhsrt reisen dürten,
milıenvereinıgung ermöglıcht. entweder ZUu 7Zwecke des Familienbesuchs oder 1ne

Beschäftigung suchen. Unter der ägyptischen BesetzungDie Verwaltung In den Gebieten Reisen a‚ußerhalb des Gaza-Streitens nıiıcht erlaubt.
Vor dem Juni-Krieg unterschied sich die Sıtuation iın den

Die ZukunflGebieten westlıch des Jordans radıkal V  e derjenıgen 1m
Gaza-Streıiten. Die Flüchtlinge westlich des Jordans be- Jede Diskussion eıner schließlichen Lösung des Flüchtlings-
saßen die jordanische Staatsbürgerschaft (Jordanien War problems mufß den Bevölkerungsaustausch, der bereits
die einzıge arabische Regierung, die dies ermöglichte); stattgefunden hat, in Betracht ziehen. Das Leid der arabi-
viele VO  e} ıhnen hatten ın UNRWA-Schulen ine Beruts- schen Flüchtlinge IST. SEe1IT Jahrzehnten eın internatıionales
ausbildung erhalten, und die meısten hatten ın den Stäid- Problem SCWESCHN;) jedoch hat InNnan Nur wen1g VO  e den
ten 1ne€e Beschäftigung. Nur eın Drittel davon blieb in den 600 01018 jüdischen Flüchtlingen Au den arabischen Län-
Flüchtlingslagern, und auch Vo  ; diesen erhielten viele dern gehört
Geldsendungen Vo  >; Famılienangehörigen AU5 anderen 1948, 1956 und 1967 1m Zusammenhang IN1t den
Ländern. bewaftneten Konflikten MIt Israel die jüdischen Einwoh-
Im Gaza-Streiten verbliehb die Mehrheıt der Flüchtlinge Ner aAller arabischen Staaten Vertolgungen un Gewalt-
ın den Lagern. Die agyptische Regierung verweigerte ıhnen AausgeSsetzT. Ungefähr 600 010180 Juden AUS diesen Staa-
dıe Agyptische Staatsbürgerschaft, und S1e betanden S1' 1ım tcn, dije VOTI dem Terror flohen, erreichten Israel 1ın eiınem
Zustand qMQronischer Arbeitslosigkeit; viele VO  k: ıhnen Zustand Außerster Not; alle persönlichen Habseligkeiten
konnten ein regelmäfßiges FEiınkommen 11UTr 4Als Mitglieder ıhnen abgenommen worden, und s1€ mu{fßten ohne
der „Palästinensischen Befreiungsarmee“ beziehen. dıe Hilfe eıner ınternationalen Institution angesiedelt
ach dem Ende des Juni:-Krieges 1967 wurden nstren- werden®. Bıs heute e1bt nıcht den geringsten Hınvweıiıs
BUuNgen UunternOoMMCN, das Leben der Flüchtlinge un: der darauf, daß die Vermögenswerte, dıe S1E CZWUNSCNH —-

entwurzelten „Nichtflüchtlinge“ normalisieren. Die ICN, zurückzulassen, ıhnen ausgehändigt werden ollen,
Hilfsquellen der wurden wieder geöffnet und obwohl Israel alle Bankguthaben derjenigen Araber, die
hre Programme der Nahrungsmittelhilfe VO  e israelischen Palästina verlassen haben, freigegeben hat; <1e sind iıhnen
Stellen übernommen. Medizinische Hılfe, Kleidung, Zelte 1mM Ausland iın evısen ausgezahlt worden.
un Decken wurden und werden auch weıterhıin AUS- Wenn InNnan das ın Betracht zieht, dann 21Dt keine VeEer-

gegeben hre K Osten betragen ungefähr Miıllionen nünftige Begründung dafür, Aaß das Flüchtlingsproblem
israelische Pfund DIO Jahr 1200 Wohnungen werden tür weiterhin unlösbar SeinNn sollte. He notwendigen Voraus-
S$1e von der israelischen Regierung gebaut. Eine Million SEIZUNSCN sind vorhanden oder können geschaften Wer-

iısraelische Pfund wurden den UNRWA-Notfonds den NUur diıe Entschlossenheit dafür fehlt Es sollte offen-
überwıesen und weitere Geldmuitte!l ihrem Berufsausbil- kundig se1n, da{fß 1ne schließliche Lösung 1Ur 1m Rahmen
dungsprogramm zugeführt. e1nNeEs Friedens für dıie N: Region gefunden werden
Die langfristige Eingliederung VO  a} Flüchtlingen stellt eın kann, denn annn NUr dann kann C555 1Nne Entwicklung
grundsätzliches Problem. Soweit die Gebiete we VO  — polıtischen Beziehungen, regionaler Zusammenarbeit
lich des Jordans geht, herrscht dıe Überzeugung, da{fß keine un der Fruchtbarmachung der natürlichen Bodenschätze
besonderen Siedlungsprojekte notwendig SIn  d, da alle
Familienernährer beschäftigt oder teilweise beschäftigt Vgl XX/1968, 43, Anm 28

sind (der Prozentsatz der Arbeitslosigkeit lıegt wieder Vgl (srOossmann : Die arabischen Flüchtlinge. In V/19/20
(1953) 15 Araber in Israel, K ees: Dıie aArabi-

beim Vorkriegsstand VOoO  e} 0/0 der Berufstätigen). twa cschen Flüchtlinge mussen 1m Nahen ( Isten angestiedelt werden;
25 Mıllionen ısraelische Ptund sind vorgesehen ür Pro- 41, Anm

der UNRWA teilhaben könnten, wenn sie sich auf der 
anderen Seite befänden, wogegen sie diese verlieren wür-
den, wenn sie blieben — eine Befürchtung, die sich als völ-
lig unbegründet herausstellte. 
Einige von denen, die flohen, wünschten unter jordani-
scher Herrschaft zu verbleiben und in einem arabischen 
Lande zu leben. Zu ihnen gesellten sich ehemalige jordani-
sche Soldaten, Regierungspersonal, Zivilbeamte und sol-
che, die in Unternehmen tätig waren, die ihre Zentralen 
in Amman haben. Ein Hauptfaktor war zweifellos wirt-
schaftlicher Art: Tausende der Bewohner der Gebiete 
westlich des Jordans, darunter viele Flüchtlinge, lebten 
von den monatlichen Geldsendungen von Angehörigen, 
die in Kuweit und anderen arabischen Staaten arbeiten —
Beträge, die insgesamt 200 Millionen Mark pro Jahr über-
steigen. Wegen der arabischen Boykottmaßnahmen konn-
ten diese Geldsendungen nicht nach Israel überwiesen 
werden ... 
In diesem Zusammenhang ist es vielleicht möglich, zu ver-
stehen, warum nur 14 000 Flüchtlinge in die besetzten 
Gebiete zurückgekehrt sind, obwohl 21 000 Anträge 
(70 0/0 der gestellten Anträge) auf Rückkehr von der 
israelischen Regierung genehmigt worden waren. Gegen-
wärtig ist eine Maßnahme in Kraft, die ihre Rückkehr 
„aus menschlichen Gründen" oder zum Zwecke der Fa-
milienvereinigung ermöglicht. 

Die Verwaltung in den neuen Gebieten 

Vor dem Juni-Krieg unterschied sich die Situation in den 
Gebieten westlich des Jordans radikal von derjenigen im 
Gaza-Streifen. Die Flüchtlinge westlich des Jordans be-
saßen die jordanische Staatsbürgerschaft (Jordanien war 
die einzige arabische Regierung, die dies ermöglichte); 
viele von ihnen hatten in UNRWA-Schulen eine Berufs-
ausbildung erhalten, und die meisten hatten in den Städ-
ten eine Beschäftigung. Nur ein Drittel davon blieb in den 
Flüchtlingslagern, und auch von diesen erhielten viele 
Geldsendungen von Familienangehörigen aus anderen 
Ländern. 
Im Gaza-Streifen verblieb die Mehrheit der Flüchtlinge 
in den Lagern. Die ägyptische Regierung verweigerte ihnen 
die ägyptische Staatsbürgerschaft, und sie befanden sich im 
Zustand chronischer Arbeitslosigkeit; viele von ihnen 
konnten ein regelmäßiges Einkommen nur als Mitglieder 
der „Palästinensischen Befreiungsarmee" beziehen. 
Nach dem Ende des Juni-Krieges 1967 wurden Anstren-
gungen unternommen, das Leben der Flüchtlinge und der 
entwurzelten „Nichtflüchtlinge" zu normalisieren. Die 
Hilfsquellen der UNRWA wurden wieder geöffnet und 
ihre Programme der Nahrungsmittelhilfe von israelischen 
Stellen übernommen. Medizinische Hilfe, Kleidung, Zelte 
und Decken wurden und werden auch weiterhin aus-
gegeben — ihre Kosten betragen ungefähr 9 Millionen 
israelische Pfund pro Jahr. 1200 Wohnungen werden für 
sie von der israelischen Regierung gebaut. Eine Million 
israelische Pfund wurden an den UNRWA-Notfonds 
überwiesen und weitere Geldmittel ihrem Berufsausbil-
dungsprogramm zugeführt. 
Die langfristige Eingliederung von Flüchtlingen stellt ein 
grundsätzliches Problem. Soweit es um die Gebiete west-
lich des Jordans geht, herrscht die Überzeugung, daß keine 
besonderen Siedlungsprojekte notwendig sind, da alle 
Familienernährer beschäftigt oder teilweise beschäftigt 
sind (der Prozentsatz der Arbeitslosigkeit liegt wieder 
beim Vorkriegsstand von 8 °/o der Berufstätigen). Etwa 
25 Millionen israelische Pfund sind vorgesehen für Pro- 

jekte wie Straßenbau, Bodenverbesserung, Aufforstung, 
Schaffung von Arbeitsplätzen und Ankurbelung der all-
gemeinen Wirtschaftstätigkeit, was wiederum dazu bei-
tragen wird, die vollständige Eingliederung der Flücht-
linge zu erleichtern. 
Anders und schwieriger ist die Lage im Gaza-Streifen. 
Dieses Gebiet ist nicht imstande, eine Bevölkerung des 
gegenwärtigen Umfanges auf der Grundlage einer Agrar-
wirtschaft zu ernähren. Die Flüchtlinge in andere Gebiete 
— außerhalb des israelischen Vorkriegsterritoriums — um-
zusiedeln, würde eine Menge politischer und sozialer Pro-
bleme mit sich bringen. Es ist möglich, daß die Errichtung 
von Industrien eine Lösung herbeiführen könnte. Unter 
jordanischer Herrschaft war die industrielle Entwicklung 
auf dem Ostufer des Jordans konzentriert, während für 
die westlichen Gebiete nur die Landwirtschaft verblieb. 
Bald nach dem Kriege wurde hier den Bauern erlaubt, 
den Fluß zu überschreiten, um ihre Produkte auf ihren 
traditionellen Märkten in Amman und den Ostufer-
gebieten zu verkaufen. Allen Bewohnern — Flüchtlingen 
und anderen — steht es frei, nach Amman zu reisen, sei es, 
um Verwandte zu besuchen oder um Geschäfte abzuwik-
keln. Dasselbe gilt für die Bewohner des Gaza-Streifens, 
die nunmehr auf das jordanische Ostufer, in die Gebiete 
westlich des Jordans oder nach Israel selbst reisen dürfen, 
entweder zum Zwecke des Familienbesuchs oder um eine 
Beschäftigung zu suchen. Unter der ägyptischen Besetzung 
waren Reisen außerhalb des Gaza-Streifens nicht erlaubt. 

Die Zukunfl 

Jede Diskussion einer schließlichen Lösung des Flüchtlings-
problems muß den Bevölkerungsaustausch, der bereits 
stattgefunden hat, in Betracht ziehen. Das Leid der arabi-
schen Flüchtlinge ist seit Jahrzehnten ein internationales 
Problem gewesen; jedoch hat man nur wenig von den 
600 000 jüdischen Flüchtlingen aus den arabischen Län-
dern gehört 5 . 

1948, 1956 und 1967 waren im Zusammenhang mit den 
bewaffneten Konflikten mit Israel die jüdischen Einwoh-
ner aller arabischen Staaten Verfolgungen und Gewalt-
taten ausgesetzt. Ungefähr 600 000 Juden aus diesen Staa-
ten, die vor dem Terror flohen, erreichten Israel in einem 
Zustand äußerster Not; alle persönlichen Habseligkeiten 
waren ihnen abgenommen worden, und sie mußten ohne 
die Hilfe einer internationalen Institution angesiedelt 
werden 6. Bis heute gibt es nicht den geringsten Hinweis 
darauf, daß die Vermögenswerte, die sie gezwungen wa-
ren, zurückzulassen, ihnen ausgehändigt werden sollen, 
obwohl Israel alle Bankguthaben derjenigen Araber, die 
Palästina verlassen haben, freigegeben hat; sie sind ihnen 
im Ausland in Devisen ausgezahlt worden. 
Wenn man das in Betracht zieht, dann gibt es keine ver-
nünftige Begründung dafür, daß das Flüchtlingsproblem 
weiterhin unlösbar sein sollte. Alle notwendigen Voraus-
setzungen sind vorhanden oder können geschaffen wer-
den — nur die Entschlossenheit dafür fehlt. Es sollte offen-
kundig sein, daß eine schließliche Lösung nur im Rahmen 
eines Friedens für die ganze Region gefunden werden 
kann, denn dann — nur dann — kann es eine Entwicklung 
von politischen Beziehungen, regionaler Zusammenarbeit 
und der Fruchtbarmachung der natürlichen Bodenschätze 

5  Vgl. FR XX/1968, S. 43, Anm. 3. — s. o. S. 28. 
6  Vgl. K. R. Grossmann: Die arabischen Flüchtlinge. In FR V/19/20 
(1953). S. 15. — Araber in Israel, a. a. 0. S. 17. — E. Rees: Die arabi-
schen Flüchtlinge müssen im Nahen Osten angesiedelt werden; s. o. 
S. 41, Anm. 1. 
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geben, dıe für jede dauerhafte Lösung wesentlich —- nale Wirtschaft in Gang gebracht wırd Israel würde
ccheint einem Fonds beitragen, der die Miıttel tür Unterbringung,
Israel hat als ıne konstruktive Maßnahme se1ine Bereıit- Berutsausbildung, Wiıederansiedlung, wırtschaftliche Eın-
chaft unterstrichen, einer Konferenz MmMıiıt den arabi- gliederung un Entschädigung für zurückgelassenes Eıgen-
schen Staaten, den zuständigen Organısationen der UN!  ® u Zur Verfügung stellen könnte. Solche Konsultationen
SOWw1e mMIt jenen Staaten teılzunehmen, dıe der Flücht- un dıe Ingangsetzung e1nes Fünfjahresplans für Flücht-
lingshilfe beitragen, ıne praktiısche Lösung des Pro- lınge könnte einen wesentlichen Beitrag für ıne end-
blems der arabischen Flüchtlinge diskutieren. Israel gültıge Frıedensregelung 1MmM Nahen Osten darstellen.
hat vorgeschlagen, dalt eın Fünfjahresplan für die Ansied-
lung der Flüchtlinge un: hre Eingliederung in die reg10- 52, Anm 7a

VI Israel und NCUE Linke
Von Pfarrer Martın Stöhr, Leiter der Evangelischen Akademie Arnoldshain

Die folgende Darlegung knüpft die Tendenz der Linken Die Alternative Zzur Nichtanerkennung un: ıcht-
Israels A die sich in Beıiırut 1 Maı 196:  OC bereıts abgezeichnet hat
Ptarrer Stöhr geht auch eın aut dıie fatale Ahnlichkeit zwischen Verhandlungen bedeutet Krıeg (oder eın Diktat Z.U Frıe-
der tradıtionellen cQhristlichen Judenteindschaft un dem tradıtionellen den durch die Großmächte, das den Krıeg NUur zeıtwelse
soz1ialistischen Antizıionismus“. (Vgl 74 t.) vertagt). ber Grenzen, über die Lösung des Problems der
Fın Teıil der Linken wehrt sıch dagegen, daß INan Flüchtlinge (dıe bısher Objekten einer die wahren Inter-
ıhren ÄAntızıonısmus un iıhre Kritik Staat Israel Als Ddıeser Flüchtlinge geradezu verratenden Politik durch

dıe arabischen Regierungen instrumentalısıert wurden)AÄntiısemitismus bezeichnet. Dıiese Abwehr 1st TLUT berech-
tigt, WEn INan AÄAntısemitismus das Konglomerat War un: ISt Israel bereit sprechen. Wer das Jeugnet, 1N-
antisemitischer Vorurteile sieht, das die deutschen Fa- dem Israel Rassısmus, Chauvinismus, Imperjalismus Als
schisten propagıerten un praktızierten. Fs darf aber nıcht angebliche Konsequenzen des Zionısmus vorwirft, Velr-

übersehen werden, dafß der taschistische AÄntiısemitismus schleiert die wahren Ursachen. VWer Kritik israelıscher
nahtlos einen breıten Strom des Antiısemitismus seit der Besatzungspolitik, Vergeltungsaktionen, der AÄAn-

nahme von militärischer Hılfe üubt W as 1INan kann derAntıke anknüpfen konnte. An diesem latenten un oft zec-
Nug sıch tödlich manıiıfestierenden Strom haben auch dıe dart nıcht übersehen, daß die Ursachen diıeser Kritik
ıslamischen Staaten ihren Anteıl. Nur ine romantisıerende eheben Sind: durch Friedensverhandlungen Israels mMiıt

seinen arabıschen Nachbarn.Stilısierung kann von eıner ımmer triedlichen Jüdisch-
arabıischen Koexıstenz sprechen. SO singulär der deutsche FEs 1St Zynısmus oder Verblendung behaupten, 2, Mil-

lıonen Juden bedrohten die 100 Millionen Araber. WerFaschismus und se1in ord den Juden 1St, ebenso stark
aber zeigt CL, wıe vorhandene Vorurteile, Feindprojek- Sagt, die Drohungen, den Staat Israel vernichten un
tionen, verweıgertes Existenzrecht, Skonomisches Getälle die Juden 1nNs Meer werten (vgl die massenhaft doku-

mentierbaren Biılder un Publikationen), sel1en angesichtszwiıschen verschiedenen Geseillschaften, Spielen miıt milı-
tärıscher (realer Ooder eingebildeter) Stärke Zzur Vernich- der arabıischen Volksmentalität nıcht gemeınt, der
tung eınes Volkes führen kann. Wer nıcht klipp un: klar denkt elıtär uüber dıe arabischen Volksmassen, deren

Gerechtigkeit un: Freiheit doch auch gehen soll, dertür eın staatliches Fxıistenzrecht Israels, anerkannt durch
seine Nachbarn, eintritt, macht sıch der Vorbereitung eines degradiert SiP Akklamationsmarıonetten, die nıcht
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geben, die für jede dauerhafte Lösung wesentlich er-
scheint . . . 
Israel hat als eine konstruktive Maßnahme seine Bereit-
schaft unterstrichen, an einer Konferenz mit den arabi-
schen Staaten, den zuständigen Organisationen der UNO 
sowie mit jenen Staaten teilzunehmen, die zu der Flücht-
lingshilfe beitragen, um eine praktische Lösung des Pro-
blems der arabischen Flüditlinge zu diskutieren. Israel 
hat vorgeschlagen, daß ein Fünfjahresplan für die Ansied-
lung der Flüchtlinge und ihre Eingliederung in die regio- 

nale Wirtschaft in Gang gebracht wird 7. Israel würde zu 
einem Fonds beitragen, der die Mittel für Unterbringung, 
Berufsausbildung, Wiederansiedlung, wirtschaftliche Ein-
gliederung und Entschädigung für zurückgelassenes Eigen-
tum zur Verfügung stellen könnte. Solche Konsultationen 
und die Ingangsetzung eines Fünfjahresplans für Flücht-
linge könnte einen wesentlichen Beitrag für eine end-
gültige Friedensregelung im Nahen Osten darstellen. 

7 S. o. S. 52, Anm. 7a. 

VI Israel und neue Linke' 

Von Pfarrer Martin Stöhr, Leiter der Evangelischen Akademie Arnoldshain 

Die folgende Darlegung knüpft an die Tendenz der neuen Linken zu 
Israels an, die sidi in Beirut im Mai 1%8 bereits abgezeichnet hat2. 
Pfarrer Stöhr geht u. a. audi ein auf die „fatale Ähnlidikeit zwischen 
der traditionellen diristlichen Judenfeindschaft und dem traditionellen 
sozialistischen Antizionismus". (Vgl. u. S. 74 f.) 

Ein Teil der neuen Linken wehrt sich dagegen, daß man 
ihren Antizionismus und ihre Kritik am Staat Israel als 
Antisemitismus bezeichnet. Diese Abwehr ist nur berech-
tigt, wenn man unter Antisemitismus das Konglomerat 
antisemitischer Vorurteile sieht, das die deutschen Fa-
schisten propagierten und praktizierten. Es darf aber nicht 
übersehen werden, daß der faschistische Antisemitismus 
nahtlos an einen breiten Strom des Antisemitismus seit der 
Antike anknüpfen konnte. An diesem latenten und oft ge-
nug sich tödlich manifestierenden Strom haben auch die 
islamischen Staaten ihren Anteil. Nur eine romantisierende 
Stilisierung kann von einer immer friedlichen jüdisch-
arabischen Koexistenz spredien. So singulär der deutsche 
Faschismus und sein Mord an den Juden ist, ebenso stark 
aber zeigt er, wie vorhandene Vorurteile, Feindprojek-
tionen, verweigertes Existenzrecht, ökonomisches Gefälle 
zwischen verschiedenen Gesellschaften, Spielen mit mili-
tärischer (realer oder eingebildeter) Stärke zur Vernich-
tung eines Volkes führen kann. Wer nicht klipp und klar 
für ein staatliches Existenzrecht Israels, anerkannt durch 
seine Nachbarn, eintritt, macht sich der Vorbereitung eines 
neuen Krieges mitschuldig. Dessen objektive Gründe lie-
gen in der verweigerten Anerkennung eines Drei-Mil-
lionen-Staates durch seine 100 Millionen arabischer Nach-
barn und deren Staaten. Eine Verschärfung dieses Krieges 
droht immer dadurch, daß beide Seiten nicht ohne Hilfe 
durch die westlichen und östlichen Großmächte leben kön-
nen. Da die Interessen z. B. der Sowjetunion nicht mit 
denen der Araber identisch sind und die der USA nicht 
mit denen Israels, wird Gerechtigkeit, Frieden und Unab-
hängigkeit für alle in Nahost erst möglich sein, wenn die 
dort lebenden Völker den Einfluß der Großmächte mög-
lichst gering halten. Das setzt aber voraus, daß man von 
arabischer Seite den Staat Israel anerkennt, also verhan-
delt und nicht mehr mit der Vernichtung des jüdischen 
Staates droht. Wer sagt: „Kein Frieden mit Israel, keine 
Anerkennung Israels, keine Verhandlungen mit Israel" 
(Nasser auf dem arabischen Gipfeltreffen in Khartoum, 
1. 9. 1967 [sowie seine Rede vom 6. 11. 1969 in Kairo, 
s. o. S. 35, Anm. 1], bereitet objektiv Krieg vor, auch 
wenn er ihn nicht will. 

Mit freundlicher Genehmigung des Verfassers und der Schriftleitung 
entnommen aus „Emuna" (IV/4). August 1969. S. 276 ff. 
2 Vgl. FR XX/1968. S. 58 ff.  

Die Alternative zur Nichtanerkennung und zu Nicht-
Verhandlungen bedeutet Krieg (oder ein Diktat zum Frie-
den durch die Großmächte, das den Krieg nur zeitweise 
vertagt). über Grenzen, über die Lösung des Problems der 
Flüchtlinge (die bisher zu Objekten einer die wahren Inter-
essen dieser Flüchtlinge geradezu verratenden Politik durch 
die arabischen Regierungen instrumentalisiert wurden) 
war und ist Israel bereit zu sprechen. Wer das leugnet, in-
dem er Israel Rassismus, Chauvinismus, Imperialismus als 
angebliche Konsequenzen des Zionismus vorwirft, ver-
schleiert die wahren Ursachen. Wer Kritik an israelischer 
Besatzungspolitik, an Vergeltungsaktionen, an der An-
nahme von militärischer Hilfe übt — was man kann —, der 
darf nicht übersehen, daß die Ursachen dieser Kritik zu 
beheben sind: durch Friedensverhandlungen Israels mit 
seinen arabischen Nachbarn. 
Es ist Zynismus oder Verblendung zu behaupten, 2,5 Mil-
lionen Juden bedrohten die 100 Millionen Araber. Wer 
sagt, die Drohungen, den Staat Israel zu vernichten und 
die Juden ins Meer zu werfen (vgl. die massenhaft doku-
mentierbaren Bilder und Publikationen), seien angesichts 
der arabischen Volksmentalität nicht so ernst gemeint, der 
denkt elitär über die arabischen Volksmassen, um deren 
Gerednigkeit und Freiheit es doch auch gehen soll, der 
degradiert sie zu Akklamationsmarionetten, die nicht 
sehen dürfen, wie ihre eigenen Interessen (z. B. Anteil am 
ölreichtum und an der Industrialisierung, Bildungs-
chancen, Informations- und Koalitionsfreiheit) durch Ab-
lenkung auf einen äußeren Feind schmählich verraten wer-
den. Wer die Volksbefreiungsbewegungen Palästinas dem 
legitimen Kampf der algerischen oder vietnamesischen 
Freiheitsfront gleichsetzt, hat sie damit noch nicht gerecht-
fertigt. Historische Parallelen sind keine politischen oder 
moralischen Sachargumente. Eine palästinensische Freiheits-
front hätte darzulegen, daß ihre Mittel (Gewalt und Ter-
ror) dem Zweck (Unabhängigkeit und Frieden der im 
Nahen Osten lebenden Völker und eine menschenwürdige 
Existenz der Flüchtlinge) wirklich dienen. Das ist nicht der 
Fall. Die Vernichtungspropaganda gegenüber Israel ist 
nicht gestoppt, für die Flüchtlinge wird nidits getan, Israel 
wird zum Sündenbock aller innenpolitischen Schwierig-
keiten und zum notw.endigen Kitt der arabischen Einheit. 
Andere Mittel — Verhandlungen und Anerkennung — sind 
zur Erreichung der genannten humanen Ziele tauglicher. 
Es gibt genügend Gesprächspartner in Israel, wenn man 
nur bereit ist, von der Feindprojektion eines zionistischen 
Imperialismus und der illusionären Zweck-Mittel-Relation 
abzugehen. 
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